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Einleitung: Politik der sozialen Spaltung 
stoppen

Politik ist die Kunst, für viele möglichst wenig und für wenige möglichst 
viel zu tun.

Karlheinz Deschner

Die von Bundeskanzlerin Angela Merkel geführte Koalition 
von CDU/CSU und FDP geht auf die erste Hälfte ihrer Amtszeit 
zu. Grund genug, eine wirtschafts- und sozialpolitische Bilanz 
zu ziehen, zumal im Mammutwahljahr 2011 mit allein sieben 
Wahlen auf Landesebene auch die Sozialpolitik der Koalition 
im Zeichen der Finanz- und Wirtschaftskrise und leeren öf-
fentlichen Kassen auf dem Prüfstand steht. 

Das häufig wiederholte Bekenntnis zu einer solidarischen 
Gesellschaft in der Koalitionsvereinbarung der schwarz-gel-
ben „Wunsch-Koalition“ von Bundeskanzlerin Angela Merkel 
mit dem vielversprechenden Titel „Wachstum, Bildung, Zu-
sammenhalt“ hat immer weniger Glaubwürdigkeit bei den 
Bürgern und Wählern. Sie müssen zusehen und selbst bitter 
erfahren, wie die Spaltung der Gesellschaft auf vielen Ebenen 
dramatisch vorangetrieben wird. Exponenten dieser Strategie 
– so zeigt auch dieser Zwischenbericht – sind Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU), Bundesfinanzminister Wolfgang Schäub-
le (CDU), Bundesarbeitsministerin Ursula von der Leyen (CDU) 
sowie die FDP-Spitzenpolitiker Bundesaußenminister Guido 
Westerwelle, Ex- Bundesgesundheitsminister Philipp Rösler 
sowie sein Nachfolger Daniel Bahr.

Die soziale Kluft zwischen „unten“ und oben“ in der Ge-
sellschaft der Bundesrepublik wird immer größer, obgleich 
sich Wirtschaft und Beschäftigung nach der schwersten welt-
weiten Finanz- und Wirtschaftskrise seit den 1930er-Jahren 
in Deutschland schneller als erwartet erholen konnten. Nach 
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dem größten Rezessionseinbruch in der Nachkriegszeit – mit 
einer Wachstumsschrumpfung um 5 Prozent im Jahr 2009 – 
machte die gesamtwirtschaftliche Leistung Deutschlands im 
Jahr 2010 preisbereinigt mit 3,6 Prozent den historisch einma-
ligen Wachstumsrückschlag nahezu wieder wett. 

Ohne in der Koalition ausreichend abgestimmte Konzepte 
eilt die Bundeskanzlerin von einer wirtschafts- und sozialpoli-
tischen Baustelle zur anderen. Ungelöst ist die eskalierende Fi-
nanzkrise in der Europäischen Währungsunion mit unabseh-
baren finanziellen Belastungen für die deutschen Steuerzahler. 
Das wird an den dramatischen finanziellen Rettungsaktionen 
der hochverschuldeten Euroländer – nach Griechenland auch 
Irland und Portugal – deutlich. Der vom Bundesverfassungs-
gericht gesetzte Termin für die Reform der Regelsätze in 
Hartz IV Anfang 2011 wurde um Monate überschritten. In der 
Steuerpolitik geht der Streit in der Koalition um Entlastun-
gen weiter. Die Hotelkonzerne wurden bereits mit der will-
kürlichen Ermäßigung der Umsatzsteuer für ihre Wahlhilfe 
bedient. Gleichzeitig steigen die Defizite in den Kommunen 
dramatisch an. Wesentliche öffentliche Infrastrukturaufgaben 
können nicht mehr in Angriff genommen werden. Die Bürger 
werden mit steigenden Gebühren für die lebenswichtigen öf-
fentlichen Güter belastet. Daran ändern auch die unerwartet 
hohen Steuereinnahmen (bis 2014: 135 Milliarden Euro) we-
nig, da sie bereits längst von der Bundesregierung zum Stopfen 
von Haushaltslöchern verplant sind. In der Gesundheitspolitik 
ist der Anfang vom Ende der solidarischen gesetzlichen Kran-
kenversicherung eingeläutet. In der gesetzlichen Pflegeversi-
cherung droht eine ähnliche Entwicklung der Privatisierung 
und Bedienung der privaten Finanzindustrie. Die Rente mit 67 
wird trotz mangelhafter Beschäftigungschancen für ältere Ar-
beitnehmer ohne Rücksicht auf die steigende Altersarmut ab 
2012 durchgezogen. Die Initiativen der Bundesministerinnen 
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für Arbeit und Soziales sowie für Familie, Jugend, Frauen und 
Senioren zur Einführung von Frauenquoten in der Wirtschaft 
hat die Kanzlerin mit einem Basta beendet. Bei dem „Schau-
laufen“ der beiden Bundesministerinnen Kristina Schröder 
und Ursula von der Leyen vor geladenen Vertretern der DAX 
Konzerne am 30. März 2011 wurde erneut lediglich auf die seit 
Jahren unwirksame „Selbstverpflichtung“ gesetzt.

Das vollmundige Credo beider Koalitionspartner – mehr 
Netto vom Brutto – ist für die große Mehrheit der Bundes-
bürger in den unteren und mittleren Einkommensbereichen 
hohles Gerede geblieben. Dafür wird die Umverteilung von 
unten nach oben mit schwarz-gelber Handschrift ungeniert 
vorangetrieben. Das Bekenntnis zu sozialer Gerechtigkeit und 
Zusammenhalt unserer Gesellschaft ist das Papier nicht wert, 
auf dem es steht. Die Bundesregierung verzettelt sich in perso-
nalpolitischen Querelen zwischen den Koalitionsfraktionen. 
Sie beschränkt sich darauf, ihre Politik als alternativlos dar-
zustellen. Der Rückgang der schwarz-gelben Regierungskoali-
tion im Ansehen breiter Wählerschichten, und insbesondere 
die dramatische Abstrafung der Westerwelle-FDP, hat durch 
den Verlust der Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen am 
9. Mai 2010 Ausdruck gefunden. Auch die spektakuläre Wahl-
niederlage der Regierungspartei CDU am 20. Februar 2011 in 
der Hansestadt Hamburg – bei welcher Merkels Partei fast die 
Hälfte ihrer Wähler verlor – setzte den Erosionsprozess der 
Machtbasis fort. Bei den Landtagswahlen in Baden-Württem-
berg, Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt am 26. März haben 
die verheerenden Folgen der Natur- und Atomkatastrophen in 
Japan sowie die unglaubwürdige 180-Grad-Wende in der Atom-
politik von Bundeskanzlerin Merkel eine bedeutende Rolle 
gespielt: Die CDU wurde in Baden-Württemberg – nach 58 
Jahren Regierung – abgestraft, ihr Koalitionspartner FDP abge-
wählt; die FDP flog aus den Landtagen in Rheinland-Pfalz und 
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Sachsen-Anhalt. Auch die SPD musste in Rheinland Pfalz Fe-
dern lassen. Die Partei „Die Linke“ schaffte den Einzug in die 
Landtage von Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz nicht. 
Demgegenüber erreichte die Partei Bündnis 90/Die Grünen 
einen spektakulären Zulauf neuer Wähler. In Baden-Württem-
berg gibt es jetzt die erste grün-rote Regierungskoalition auf 
Landesebene. In Rheinland-Pfalz wird Kurt Beck (SPD) Minis-
terpräsident einer rot-grünen Landesregierung. Die schwarz-
rote Regierungskoalition wird in Sachsen-Anhalt fortgesetzt. 
In der politischen Landschaft der Bundesrepublik vollziehen 
sich gravierende Veränderungen. Umfragen zufolge, die dem 
Trend der Landtagswahlen 2011 folgen, liegt Angela Merkel 
mit ihrer schwarz-gelben Regierungskoalition erheblich hin-
ter den Oppositionsparteien. Auch im Bundesrat haben sich 
die politischen Gewichte weiter zu Lasten der schwarz-gelben 
Bundesregierung verändert.

Ob sich dies nach der Revolte und den personellen Verän-
derungen an der FDP-Spitze durch den Übergang des Partei-
vorsitzes von Guido Westerwelle auf Philipp Rösler ändert, 
erscheint fraglich. Wenig überzeugend sind auch die personel-
len Rochaden mit dem durchsichtigen Ziel, Rösler den Sprung 
vom Gesundheitsministerium in das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium mit der Hoffnung auf höhere Sympathiewerte zu 
ermöglichen. Dafür musste die glücklose Birgit Homburger 
den Fraktionsvorsitz der FDP dem vormaligen Bundeswirt-
schaftsminister Rainer Brüderle überlassen, der mit der Nie-
derlegung seines Parteivorsitzes in Rheinland-Pfalz die Konse-
quenzen für die herbe Wahlniederlage seiner Partei gezogen 
hatte. Homburger wurde mit dem Stellvertretenden Parteivor-
sitz “belohnt“. Wenn Rösler als neuer Parteivorsitzender mit 
dem Credo antritt, die FDP müsse sich mehr an den Menschen 
orientieren, kann dies von Betroffenen nur als weitere Stufe 
von Realitätsverlust, Heuchelei und Verdummung der Men-
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schen empfunden werden. Rösler steht wie Westerwelle für 
eine brutale Klientelpolitik. Seine sogenannte Gesundheitsre-
form bedient vor allem die Wirtschaft, einschließlich derje-
nigen, die aus dem expandierenden Gesundheitssektor hohe 
Gewinne ziehen, und verschiebt noch mehr finanzielle Lasten 
auf die Arbeitnehmer. Unter dem neuen Bundesgesundheits-
minister, dem vormaligen Staatssekretär von Philipp Rösler 
sowie FDP-Vorsitzenden in Nordrhein-Westfalen, Daniel Bahr, 
wird diese Lobby-Politik noch verstärkt durchgeführt.

Dass der Wähler dieses wenig überzeugende personelle 
Stühlerücken an der Spitze der FDP durchschaut, zeigt das Er-
gebnis der Bürgerschaftswahlen in Bremen und Bremerhaven 
am 22. Mai 2011. Zum vierten Mal in diesem Mammutwahl-
jahr wurde die FDP aus einem Landesparlament gewählt. Die 
SPD konnte leicht zulegen und die Grünen haben erstmalig 
die CDU auf den dritten Rang der Parteien in der Bürgerschaft 
verwiesen.

Es ist daher Verpflichtung und Chance für die SPD, alterna-
tive Konzept – insbesondere in der Wirtschafts-, Finanz-, Um-
welt- und Sozialpolitik – einzubringen und auch durchzuset-
zen. Vor allem muss sie ihr Profil in der Sozialpolitik schärfen 
und dabei auch die gegenseitigen Zusammenhänge und Ab-
hängigkeiten mit der Finanz-, Wirtschafts- und Umweltpolitik 
in den Mittelpunkt stellen. Die weiteren Landtagswahlen ge-
ben hierzu eine gute Möglichkeit der politischen Profilierung. 

Die Entwürfe für das SPD-Programm „Neuer Fortschritt und 
mehr Demokratie“ sowie für das Arbeitsprogramm der SPD-
Bundestagsfraktion „Deutschland 2020 – Vollbeschäftigung, 
Fortschritt, Lebensqualität im neuen Jahrzehnt“ enthalten 
den konzeptionellen Rahmen, der allerdings konkretisiert 
werden muss.

Gewiss: Die wirtschaftliche Erholung erfolgt schneller und 
umfassender als ursprünglich erwartet. 2010 wurde ein Wirt-
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schaftswachstum von 3,6 Prozent erreicht. In diesem Jahr wer-
den es nach amtlichen Schätzungen immer noch weit über 2 
Prozent sein. Auch im nächsten Jahr soll der positive Wachs-
tumstrend anhalten. 

Die Zahl der Erwerbstätigen ist 2010 auf fast 40,5 Millionen 
gestiegen und die der Arbeitslosen auf 3,2 Millionen zurückge-
gangen. Im Jahresdurchschnitt 2011 dürfte die Arbeitslosigkeit 
die magische Drei-Millionen-Grenze mit knapp über 2,9 Milli-
onen deutlich unterschreiten. Wenn Ex-Bundeswirtschaftsmi-
nister Rainer Brüderle (FDP) frohlockte, die Bundesrepublik 
entwickelte sich wirtschaftlich zum „Musterknaben“, und 
befände sich auf der „Schnellstraße zur Vollbeschäftigung“, 
muss das für die etwa sieben Millionen Arbeitnehmer/innen 
in Niedriglohnsektoren und die ebenfalls etwa sieben Millio-
nen Hartz-IV-Empfänger wie Hohn klingen. Sie befinden sich 
auf einer anderen Schnellstrasse – der des sozialen Abstiegs.

Und zwar seit einem Jahrzehnt. Die vom Statistischen Bun-
desamt – zuletzt am 24. Februar 2011 für das 4. Quartal 2010 
– veröffentlichten Detailergebnisse der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung erlauben den Einblick in die soziale Verteilung 
des Volkseinkommens in der Bundesrepublik im zweiten Jahr-
zehnt nach der Einheit. Danach ist der Anteil der Arbeitnehmer- 
entgelte am deutschen Volkseinkommen im Schlussquartal 
des letzten Jahres weiter auf 66 Prozent gefallen. Dieser Anteil 
erreichte im Jahr 1981 mit 76 Prozent einen Spitzenwert. Hier-
für ist eine Erklärung, dass über den ganzen Zeitraum seit dem 
Jahr 2000 bis zum 4. Quartal 2010 die Nettolöhne und -gehäl-
ter je Arbeitnehmer verbraucherpreisbereinigt um 1,7 Prozent 
gesunken sind. Im Gegensatz dazu expandierten die Unter-
nehmens- und Vermögenseinkommen im gleichen Zeitraum 
– trotz des Einbruchs im Krisenjahr 2008 – um den BIP-Inflator 
bereinigt um immerhin 37,8 Prozent. Die Absenkung der rea-
len Arbeitseinkommen ist eine seit Jahren in Deutschland zu 
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beobachtende Entwicklung zum Nachteil breiter Schichten 
von Arbeitnehmern. Einbrüche bei den Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen erfolgten nur als kurzfristige, krisen-
bedingte Unterbrechungen der stetigen Expansion. 

Wie die EU-Kommission immer wieder bescheinigt, liegt die 
Bundesrepublik seit Jahren bei der Steigerung der Löhne am 
unteren Ende im EU-Vergleich. Gleichzeitig haben sich Nied-
riglohnsektoren, Armut bei Arbeit sowie Langzeitarbeitslosig-
keit in Deutschland schneller und stärker ausgebreitet als in 
anderen vergleichbaren Mitgliedsländern der EU. Dies wurde 
vom Sachverständigenrat zur Begutachtung der wirtschaftli-
chen Entwicklung in seinem Gutachten 2010 bestätigt. 

Zwar habe sich 2009 die Anzahl der Beschäftigten in Nor-
malarbeitsverhältnissen – unbefristete Vollzeitbeschäftigung 
ohne Leiharbeit – gegenüber dem Vorjahr weiter erhöht. 
Gleichzeitig wurden sogenannte atypische Arbeitsverhältnis-
se in der Krise abgebaut. Am stärksten von Entlassungen be-
troffen waren Leiharbeitnehmer (- 8,5 Prozent) und befristet 
Beschäftigte (-3,3 Prozent). Wenig tröstlich für die betroffe-
nen Arbeitnehmer ist der Hinweis des Sachverständigenrates, 
dass gerade diese atypisch Beschäftigten im Aufschwung am 
ehesten wieder eingestellt werden – bis zum nächsten Kon-
junktureinbruch, ist da sarkastisch anzufügen! So erfolgt etwa 
die Hälfte aller Neueinstellungen seit der Krise nur noch als 
befristete Beschäftigung und Leiharbeit. Das Arbeitsvolumen 
– gemessen an den Arbeitsstunden – stagniert, die Vollzeitar-
beit geht zurück und die Teilzeitarbeit nimmt zu – mit einer 
verheerenden Explosion der 400-Euro-Jobs.

Erst kürzlich hat die Organisation für Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) in ihrem Gerechtig-
keitsindex für 31 Mitgliedsländer der Bundesrepublik deutlich 
ins Stammbuch geschrieben: „Deutschland hat in Sachen sozi-
aler Gerechtigkeit noch einigen Nachholbedarf.“ Danach hat 
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besonders die Einkommensarmut in den letzten beiden Jahr-
zehnten „deutlich“ zugenommen. Als „besorgniserregend“ 
bezeichnet die OECD die Kinderarmut. Während in Deutsch-
land etwa jedes zehnte Kind arm ist, trifft dies in Dänemark 
lediglich 2,7 Prozent. Dabei besteht ein enger Zusammenhang 
zu der großen Gerechtigkeitslücke in Deutschland bei der Bil-
dung. Dramatisch ist ebenso die überdurchschnittlich hohe 
Langzeitarbeitslosigkeit, wobei die Bundesrepublik auf den 
vorletzten Platz gerutscht ist. Die Ungerechtigkeiten bei der 
Einkommensverteilung haben in Deutschland in den vergan-
genen zwei Jahrzehnten „so stark zugenommen wie in kaum 
einem anderen OECD-Mitgliedsland.“ (Soziale Gerechtigkeit 
in der OECD – wo steht Deutschland? Sustainable Governance 
Indicators 2011, S. 6 f.).

Für die Gesellschaft insgesamt setzt sich trotz unerwartet 
guter konjunktureller Erholung die soziale Spaltung fort. Da-
bei nimmt die Zahl der Menschen am unteren Ende der so-
zialen Skala dramatisch zu. Auch die sogenannte Mitte der 
Gesellschaft schrumpft – leider nicht durch sozialen Aufstieg, 
sondern durch Abstieg nach unten. Die regierungsamtliche 
Bejubelung der wirtschaftlichen Erholung wird kaum dazu 
beitragen, die zunehmenden Ängste in der Mitte der Bevöl-
kerung vor dem eigenen und/oder dem sozialen Abstieg ihrer 
Kinder und Enkel zu verringern. 

Erforderlich ist ein erneuter Paradigmenwechsel in der Politik: 
zu existenzsichernden Mindestlöhnen, Zukunftsfähigkeit der 
solidarischen Sozialversicherungssysteme auf breiter Basis, 
gerechter Verteilung der Steuern, Ausbau der sozialen Inf-
rastruktur bei Betreuung, Erziehung, Bildung sowie ökolo-
gischer und sozialer Umbau unserer Wirtschaft und Gesell-
schaft, Beseitigung von Diskriminierungen aller Art.

Die nachfolgenden Kapitel sollen aufzeigen: Diese Politik 
der sozialen Spaltung ist gefährlich und keinesfalls „alterna-
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tivlos“. Es gibt wirksame Gegenkonzepte und Möglichkeiten 
ihrer politischen Durchsetzung. Dabei geht es zunächst um 
die Schaffung fairer Arbeit – ein wesentliches Konzept von SPD 
und DGB – in Abgrenzung vom CDU/CSU/FDP-Motto: „Sozial 
ist, was Arbeit schafft“. 

Vielmehr muss die Zielsetzung sein: Wirtschafts- und sozi-
alpolitisch unerlässlich ist die Schaffung fairer Arbeit. Dies be-
deutet: Arbeitnehmer sind als Menschen mit vielfältigen Inte-
ressen, Fähigkeiten und Bedürfnissen zu berücksichtigen und 
nicht nur als Arbeitskräfte, Produktions- und Kostenfaktoren. 

Erforderlich ist mithin die Rückbesinnung auf das Kon-
zept der „Humanisierung der Arbeit“ aus der Reformphase 
unter dem damaligen Bundeskanzler Willy Brandt Anfang 
der 1970er-Jahre. Dies ist weiterzuentwickeln – für das 21. 
Jahrhundert unter den veränderten Rahmenbedingungen: 
fortschreitende Globalisierung, europäische Integration, Ent-
koppelung der Finanz- von der Realwirtschaft, demografische 
Veränderungen in Deutschland und der EU (Rückgang der Be-
völkerung sowie Zunahme der älteren Menschen), technische, 
organisatorische und digitale Fortentwicklung. 

Wie uns die fortschreitenden Spaltungen in Wirtschaft und 
Gesellschaft sowie die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise 
2008/2009 mit aller Härte und Deutlichkeit vor Augen führen: 
Es geht um die „Wiederbelebung“ des Sozialen in der Mark-
wirtschaft – mithin die Rückbesinnung auf diesen Kernauftrag 
in unserem Grundgesetz. Die falschen finanz-, wirtschafts-, so-
zial- und arbeitsmarktpolitischen Weichen, insbesondere der 
amtierenden schwarz-gelben Koalition unter Angela Merkel 
und Guido Westerwelle, müssen dringend umgestellt werden. 
Dies soll in folgenden Themenschwerpunkten vertieft werden:

(1) An der Bewältigung der Wirtschafts- und Beschäftigungs-
krise haben die Tarifparteien einen wichtigen Anteil. Dies darf 
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nicht durch die unsoziale Kürzungspolitik der Bundesregie-
rung gefährdet werden.

(2) Der wirtschaftliche Aufschwung und die Verbesserung 
der Beschäftigung kommen bei vielen Arbeitnehmern nicht 
an. Vielmehr nehmen Niedriglohnsektoren, Arbeitslosigkeit 
und Armut zu. Die Ausdehnung der Leiharbeit und andere 
Formen prekärer Beschäftigung muss eingegrenzt werden. 
Notwendig dazu sind vor allem tarifliche und gesetzliche Min-
destlöhne sowie gesetzliche Korrekturen von Leiharbeit, be-
fristeter Beschäftigung, geringfügiger Beschäftigung.

(3) Die Arbeitsmarktpolitik und insbesondere Hartz IV 
sind nach den diesbezüglichen zweifachen Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichtes nachhaltig zu reformieren. 
Verlangt wird die verfassungsfeste Reform der bisherigen Ar-
beitsgemeinschaften (ARGEN) zur Betreuung der Langzeitar-
beitslosen und ihrer Familien (Bedarfsgemeinschaften) (Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom Dezember 
2009) sowie die Neufestsetzung der Regelsätze bei der Grund-
sicherung in Hartz IV – insbesondere für Kinder (Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes vom 9. Februar 2010). Die 
bisherigen Reformen enthalten genügend politischen Spreng-
stoff, so dass sie mit großer Wahrscheinlichkeit wieder vor 
dem Bundesverfassungsgericht landen.

(4) Die Zukunft der Tarifautonomie als einem wesentlichen 
Eckpfeiler unseres Grundgesetzes und Sozialstaates muss ge-
währleistet bleiben.

Zu dem Konzept der guten Arbeit gehört die Zukunftsfähigkeit 
von Sozialstaat und sozialer Sicherung. Gerade in der weltweiten 
Finanz-, Wirtschafts- und Beschäftigungskrise haben sich die 
Systeme der gesetzlichen umlagefinanzierten sozialen Siche-
rung als Ausgleich sozialer Risiken in verschiedenen Lebensla-
gen der Bürger und beim antizyklischen Einsatz zur Bekämp-
fung von Wirtschaftseinbruch und Beschäftigung bewährt. 
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Auch in Zukunft müssen ihre tragenden Prinzipien erhalten 
werden. Dazu gehören: die hälftige Beteiligung der Arbeitge-
ber bei den Sozialversicherungsbeiträgen und der solidarische 
Ausgleich zwischen Arbeitnehmern mit verschiedenen Ein-
kommensniveaus.

Entscheidend ist die weitere gleichgewichtige Beteiligung 
der Arbeitgeber an der Finanzierung und Gestaltung dieser so-
zialen Sicherungssysteme: Sie haben ihren Beitrag durch die 
Humanisierung von Arbeitsbedingungen und Arbeitsorganisa-
tion sowie den betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz 
zur Gesunderhaltung wie alterns- und altersgerechten Gestal-
tung der Arbeit zu leisten. Ebenso müssen die Arbeitgeber bei 
der Begrenzung unnötiger Ausgaben vor allem in der gesetz-
lichen Krankenversicherung aktiv mitwirken und über ihre 
hälftigen Beiträge dazu auch die entsprechenden finanziellen 
Anreize haben. 

Auch hier geht die Politik der schwarz-gelben Bundesregie-
rung in die umgekehrte Richtung, entlässt die Arbeitgeber aus 
ihrer Verantwortung für die zukünftige Entwicklung der Aus-
gaben und beginnt die solidarischen Beiträge durch unsoziale 
Kopfpauschalen zu ersetzen. Ähnliches ist für die gesetzliche 
Pflegeversicherung bereits angekündigt. 

Zu verhindern ist weiterhin das „Schüren des Generationen-
konfliktes“ sowie die Drohung millionenfacher Altersarmut in 
der gesetzlichen Rentenversicherung durch die verschiedenen 
Kürzungsmaßnahmen sowie die Erosion des Arbeitsmarktes 
und damit auch der Beitragseinnahmen und der Rentenleis-
tungen. 

Erforderlich ist gerade vor dem Hintergrund des hohen Ri-
sikos der kapitalgedeckten zusätzlichen Altersversorgung die 
Sicherstellung eines existenzsichernden Niveaus der gesetzli-
chen Altersrenten. Nur dann kann die notwendige Akzeptanz 
in der Bevölkerung für ein solidarisches Umlagesystem bei der 
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Altersrente aufrecht erhalten werden. Bei kapitalgedeckter zu-
sätzlicher Altersvorsorge ist den tariflichen und betrieblichen 
Systemen Vorrang einzuräumen. 

Die Ausgleichsleistungen für die vom Arbeitsmarkt oder 
sonstigen Formen der Beitragsfreiheit resultierenden Aus-
fälle in der gesetzlichen Rentenversicherung sind über Bun-
dessteuern auszugleichen. Die Bundesregierung hat mit der 
Streichung der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 
für Langzeitarbeitslose den umgekehrten Weg eingeschlagen. 
Leidtragende sind vor allem die Arbeitnehmer als Beitragszah-
ler sowie die betroffenen Menschen durch die Reduzierung 
ihrer Rentenleistungen. 

Natürlich müssen die demografischen Veränderungen so-
wie die Globalisierung, die europäische Integration und die 
technischen Veränderungen auch bei den sozialen Sicherungs-
systemen berücksichtigt werden. Hierbei geht es um eine stän-
dige Balance zwischen den Beiträgen der aktiv Beschäftigten 
einerseits und den Sozialleistungen für die betroffenen Men-
schen bei Krankheit, Pflege, Arbeitslosigkeit, Unfällen sowie 
im Alter und bei Erwerbsminderung andererseits.

Dies ist jedoch keine neue Erkenntnis, sondern wird in den 
Systemen der sozialen Sicherung von den dort in den „Selbst-
verwaltungen“ vertretenen Sozialparteien – Arbeitgebern und 
Gewerkschaften – seit Jahrzehnten mit Augenmaß betrieben. 
Die größte Gefährdung der sozialen Sicherung ist jedoch die 
ständige Abwälzung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben, die 
über Steuern finanziert werden müssten. Dazu gehören in 
erster Linie die inzwischen kumuliert hunderte von Milliar-
den Euro schweren Belastungen der Renten-, Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung im Zuge der Fehlfinanzierung der 
Deutschen Einheit – ebenso wie die hohen Folgekosten der 
jahrzehntelangen Politik der Frühverrentung und die immer 
größer werdenden Beitragslöcher durch fehlgeschlagene Ar-
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beitsmarkt- und Sozialreformen. Diese wirtschaftlich und so-
zial gefährliche Politik der Verschiebebahnhöfe zu Lasten der 
Sozialversicherungssysteme wird von der schwarz-gelben Koa-
lition mit System vorangetrieben und muss dringend gestoppt 
werden.


